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Änderungsantrag 

der Abgeordneten Amke Dietert-Scheuer, Christa Nickels, Ursula Schönberger, 
Gila Altmann (Aurich), Kristin Heyne, Steffi Lemke, Joseph Fischer (Frankfurt), 
Kerstin Müller (Köln) und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


zu der Beschlußempfehlung des Petitionsausschusses (2. Ausschuß) 
- Drucksache 1 3/9635 - 


Sammelübersicht 285 zu Petitionen 


Der Bundestag wolle beschließen, 


die Petition 2-13-18-279-031083 und neun weitere Petitionen der 
Bundesregierung zur Berücksichtigung zu überweisen. 


Bonn, den 2. Februar 1998 

Amke Dietert-Scheuer 
Christa Nickels 
Ursula Schönberger 
Gila Altmann (Aurich) 

Kristin Heyne 
Steffi Lemke 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 


Begründung 

Entgegen der Tendenz der Beschlußempfehlung halten wir die 
Bemühungen der Bundesregierung, Umwelt und Bevölkerung vor 
den Folgen atomarer Unfälle zu schützen, für nicht ausreichend. 

Die Atomenergie führt zu einer Kumulierung von Risiken, weil mit 
diesem System eine verschwenderische und umweltschädliche 
Energieversorgung festgeschrieben ist und gleichzeitig die Gefahr 
weiterer Reaktorkatastrophen wächst. Der Betrieb von Atomreak- 
toren ist aber auch deswegen nicht länger zu verantworten, weil 
eine Trennung ziviler und militärischer Atomenergienutzung nicht 
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möglich ist und die Gefahr des internationalen Handels mit kern- 
waffenfähigen Materialien zunimmt. Darüber hinaus ist das Ent- 
sorgungsproblem radioaktiver Abfälle weltweit ungelöst und ge- 
winnt mit den anwachsenden Mengen von Atommüll an Brisanz. 
Nur eine an den ökologischen Grenzen orientierte Energiepolitik 
kann die Energieprobleme weltweit dauerhaft lösen. Die weitere 
Nutzung der Atomenergie kann hierzu nicht beitragen. 

Anders als in der Beschlußempfehlung dargestellt, gehen die Si- 
cherheitsrisiken der Atomenergienutzung nicht nur von den ost- 
europäischen Atomreaktoren aus. Das Risiko eines katastrophalen 
Super-Gau ist ebenso für westliche Atomkraftwerke gegeben. In 
Harrisburg (USA) konnte ein solches Desaster im Jahr 1979 nur 
äußerst knapp verhindert werden. In Deutschland ist eine Nutzung 
der Atomenergie für eine sichere Elektrizitätsversorgung nicht not- 
wendig, da genügend nichtnukleare Kraftwerkskapazität zur Ver- 
fügung steht oder innerhalb weniger Jahre installierbar ist. Ein 
deutscher Ausstieg aus der Atomenergie würde sicher auch in Ost- 
europa beispielgebend wirken und ein Umsteuern in der Ener- 
giepolitik fördern. Eine wie in der Beschlußvorlage erwähnte Po- 
litik der Nachrüstung osteuropäischer Atomkraftwerke kann die 
Situation nicht nachhaltig verbessern, sondern verlängert nur den 
Zeitraum, in dem mit nuklearen Risiken zu leben ist. Der beste 
Schutz vor Unfällen wie in Tschernobyl und Harrisburg ist die Ab- 
schaltung der Reaktoren. 
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